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A.1 Zeichnerische Festsetzungen A.2 Vorhaben- und Erschließungsplan (Puls + Stratmann Architekten, Paderborn)

Dachform
Flachdach

Fassadengestaltung
Die Fassaden des Hauptbaukörpers sind gemäß den Ansichten des Vorha-
ben- und Erschließungsplanes verputzt in grauer Gestaltung herzustellen.
Untergeordnete Anteile zur Fassadengliederung und -strukturierung sind in
Holz auszuführen.
Glänzende Fassadengestaltungen sind unzulässig. Hiervon ausgenommen
bleiben untergeordnete Anbauten, Rohrleitungen oder ähnliche technische
Einrichtungen und Anlagen.
Fassadenbegrünungen sind zulässig.

Werbeanlagen
Werbeanlagen sind ausschließlich auf die Stätte der Leistung bezogen zuläs-
sig. Anlagen der Fremdwerbung sind unzulässig.
Für die Beleuchtung von Werbeanlagen an Gebäuden gelten folgende Maß-
gaben:

- Die Beleuchtung von Werbeanlagen muss blendfrei sein.
- Lauf-, Wechsel-, Blink- und Blitzlichtschaltungen und Anlagen ähnlicher

Bauart und Wirkung sind nicht zulässig.

B.  Rechtsgrundlagen C. Textliche Festsetzungen mit 
Zeichenerklärungen und Anmerkungen

C.1 Grenzen gem. § 9 (7) BauGB

Grenze des räumlichen Geltungsbereiches des Bebauungsplanes gem. § 9
(7) BauGB

C.2 Art der baulichen Nutzung gem. § 9 (1) Nr. 1
BauGB i. V. m. §§ 1–15 BauNVO

Sonstiges Sondergebiet –SO– (§ 11 (2) i. V. m. (3) Nr. 2 BauNVO)

Art der Nutzung: Gebiet für Einkaufszentren und großflächige Handelsbe-
triebe
Zweckbestimmung: Gebiet für großflächige Einzelhandelsbetriebe – Einzel-
handelsagglomeration

Innerhalb des Sondergebietes sind als Art der Nutzung zulässig:
- Einzelhandelsbetriebe mit den nachstehenden Sortimenten und maxi-

malen sortimentsbezogenen Verkaufsflächen (VK)
·Nahrungs- und Genussmittel – max. VK: 600 m²
·Drogerie- und Parfümeriewaren – max. VK: 255 m²
· Sonstige nahversorgungsrelevante Sortimente – max. VK: 5 m²
· Tiernahrung / zoologischer Bedarf – max. VK: 400 m²
· Übrige/aperiodische Sortimente – max. VK: 80 m²

C.3 Maß der baulichen Nutzung gem. § 9 (1) Nr. 1
BauGB i. V. m. §§ 16–21 BauNVO

Grundflächezahl, Vollgeschosse
maximal zulässige Grundflächenzahl
Gemäß § 19 (4) Satz 3 BauNVO ist für die Anlage der in § 19 (4) Satz 1
BauNVO genannten Anlagen eine Überschreitung der GRZ bis maximal 0,9
zulässig.

Zahl der Vollgeschosse als Höchstmaß

A.3 Fassadenansichten M 1:200 (Puls + Stratmann Architekten, Paderborn)

Ansicht von Nordwesten

Beigefügt ist diesem Bebauungsplan:

- Begründung

- Artenschutzrechtlicher Fachbeitrag, Höke
Landschaftsarchitektur, 02/2025

- Umweltbericht, Höke Landschaftsarchi-
tektur, 02/2025

- FFH-Verträglichkeitsstudie, Höke Land-
schaftsarchitektur, 02/2025

- Schalltechnische Untersuchung (Gewer-
belärm), RP Schalltechnik 08/2024

- Einzelhandels-Verträglichkeitsuntersu-
chung, CIMA, 06/2024

Bestandteile des Bebauungsplanes
sind:

A1. Zeichnerische Festsetzungen

A.2 Vorhaben- und Erschließungsplan

A.3 Fassadenansichten M 1:200

B. Rechtsgrundlagen

C. Textliche Festsetzungen mit
Zeichenerklärungen und Anmerkungen

D. Örtliche Bauvorschriften gem. § 89 BauO
NRW i. V. m. § 9 (4) BauGB

E. Sonstige Darstellungen, Anmerkungen
und Hinweise zum Planinhalt

Höhe der baulichen Anlagen
Zulässige Gebäudehöhe als Mindest- und Höchstmaß
Die festgesetzten maximalen Höhen baulicher Anlagen dürfen zur Nutzung
solarer Strahlungsenergie um bis zu 1,00 m überschritten werden.

Oberer Bezugspunkt
Als oberer Bezugspunkt für die Gebäudehöhe (GH) ist der höchstgelegene
Punkt der Dachhaut (Dachabschluss/Attika) maßgebend.

Unterer Bezugspunkt
Als unterer Bezugspunkt für die Höhe baulicher Anlagen gilt die Höhenlage
von 188,33 m ü. NHN.

C.4 Bauweise, überbaubare Grundstücksflächen gem.
§ 9 (1) Nr. 2 BauGB i. V. m. §§ 22 und 23 BauNVO

abweichende Bauweise
In Abweichung von der offenen Bauweise ist das geplante Gebäude an der
Grenze zu Flurstück 1310 einseitig grenzständig zu errichten.

Baugrenze

überbaubare Grundstücksfläche
nicht überbaubare Grundstücksfläche

C.5 Flächen für Stellplätze und Nebenanlagen gem. § 9
(1) Nr. 4 BauGB

Flächen für offene Stellplätze und ihre Zu- und Umfahrten
Stellplätze, Garagen und Carports sind nur innerhalb der überbaubaren
Grundstücksflächen zulässig. Offene Stellplätze sind zudem innerhalb für
diesen Zweck festgesetzter Flächen für Stellplätze mit ihren Zu- und Um-
fahrten zulässig.
Nebenanlagen zur Grundstückseinfriedung sind auch außerhalb der über-
baubaren Grundstücksflächen sowie innerhalb der Anpflanzungsflächen zu-
lässig.

C.9 Mit Geh-, Fahr- und Leitungsrechten zu belastende
Flächen gem. § 9 (1) Nr. 21 BauGB

Mit Geh-, Fahr- und Leitungsrechten zugunsten der Anlieger zur verkehrli-
chen und technischen Erschließung des Flurstückes 1590 zu belastende Flä-
chen.

C.10 Gebiet, in dem bestimmte luftverunreinigende
Stoffe nicht oder nur beschränkt verwendet wer-
den dürfen gem. § 9 (1) Nr. 23a BauGB

Die Verwendung von Kohle, Erdöl und Erdgas zur Wärme- und Warmwas-
serversorgung ist unzulässig.

C.11 Maßnahmen für die Erzeugung von Strom oder
Wärme aus erneuerbaren Energien gem. § 9 (1)
Nr. 23b BauGB

Bei Neuerrichtung von Gebäuden sind auf mindestens 50 % der geeigneten
Dachfläche Anlagen für die Nutzung solarer Strahlungsenergie (Solarwärme-
oder Photovoltaiknutzung) zu installieren.
Als geeignete Dachfläche gilt die gesamte für eine Solareinstrahlung nutz-
bare Dachfläche von Hauptbaukörpern. Dabei sind die Teilflächen von tech-
nischen Gebäudeeinrichtungen wie beispielsweise Heizungs-, Lüftungs-, An-
tennen- und Aufzugsanlagen nicht zu berücksichtigen.

C.12 Flächen für Nutzungsbeschränkungen oder für
Vorkehrungen zum Schutz gegen schädliche Um-
welteinwirkungen im Sinne des  Bundes-Immis-
sionsschutzgesetzes gem. § 9 (1) Nr. 24 BauGB

Lärmschutzwand/Mauer mit einer Mindesthöhe von 2,00 m
Am südöstlichen Ende des geplanten und im Bebauungsplan gekennzeich-
neten Anlieferbereiches ist eine mindestens 2,00 m hohe Lärmschutzwand
oder Mauer mit vergleichbarer Schutzwirkung zu errichten. Die Lärmschutz-
wand/Mauer ist in Verlängerung des Gebäudes und bündig an diesem zu er-
richten.

C.13 Flächen zum Anpflanzen sowie für die Erhaltung
von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflan-
zungen gem. § 9 (1) Nr. 25 BauGB

Umgrenzung von Flächen zum Anpflanzen von Bäumen, Sträuchern und
sonstigen Bepflanzungen
Innerhalb der 3 m breiten Fläche am südöstlichen Rand des Geltungsberei-
ches ist eine einreihige Hecke durch heimische Sträucher anzupflanzen. Die
Maßnahme ist unmittelbar nach Abschluss der Bauarbeiten umzusetzen.
Die Strauchpflanzungen sind so anzulegen, dass durch einen geringen
Pflanzabstand ein dichter Gehölzbestand begünstigt wird (Pflanzabstand
1 m). Es sind heimische Sträucher zu wählen, die sich durch einen dichten
Wuchs auszeichnen. Bei den Strauchpflanzungen sind daher zwingend min-
destens zehn Pflanzen von Arten aus der verbindlichen Vorschlagsliste zu
pflanzen. Von jeder der folgenden Arten sind mindestens je zwei Exemplare
zu berücksichtigen:

- Weißdorn (Crataegus monogyna oder Crataegus laevigata),
- Gewöhnlicher Liguster (Ligustrum vulgare),
- Europäische Eibe (Taxus baccata).

Zur Beschleunigung der Herstellung von geeigneten Neststandorten für den
Girlitz ist eine höhere Pflanzqualität des Gehölzes zu wählen (dreimal ver-
pflanzt, mit Ballen).
Für die Auswahl der weiteren Gehölze innerhalb der „Fläche zum Anpflan-
zen von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen“ im Südosten
des Flurstücks 1309 ist die vom Kreis Lippe veröffentlichte Liste der heimi-
schen Gehölzarten zu beachten (s. Umweltbericht zur Aufstellung des vor-
habenbezogenen Bebauungsplans „Holter Straße 59“ (Höke Landschafts-
architektur 2025)):

- Eingriffeliger Weißdorn (Crataegus monogyna)
- Faulbaum (Rhamnus frangula)
- Gemeine Hasel (Corylus avellana)
- Gewöhnlicher Liguster (Ligustrum vulgare)
- Gewöhnliches Pfaffenhütchen (Euonymus europaeus)
- Gewöhnlicher Schneeball (Viburnum opulus)
- Hunds-Rose (Rosa canina)
- Purgier-Kreuzdorn (Rhamnus cathartica)
- Roter Hartriegel (Cornus sanguinea)
- Rote Heckenkirsche (Lonicera xylosteum)
- Schlehe/Schlehdorn (Prunus spinosa)
- Schwarzer Holunder (Sambucus nigra)

Von einem Formschnitt der Sträucher auf der Fläche ist abzusehen, da dies
die Eignung der Hecke als potenzieller Neststandort stark beeinträchtigen
würde. Pflanzenausfälle sind gleichartig zu ersetzen.

Dachbegrünung
Die Dachflächen des Hauptbaukörpers sind mindestens extensiv zu begrü-
nen. Dabei ist eine Substratschicht von mindestens 10 cm mit einer Sedum-
Kräuter-Mischung herzustellen.

Stadt Oerlinghausen
Vorhabenbezogener Bebauungsplan
„Einzelhandel Holter Straße 59“

Größe des
Plangebietes: 0,3 ha

Gemarkung: Oerlinghausen

Flur: 8

Flurstücke: 1309, 1590 tlw., 1591 tlw.

Planunterlage
Die Darstellung des im Geltungsbereich des Bebauungsplans
ausgewiesenen Zustandes stimmt bis auf folgendes mit dem
Katasternachweis überein: Die mit einem * gekennzeichne-
ten Gebäude sind nachrichtlich übernommen und im Katas-
ter noch nicht nachgewiesen.
Es wird bescheinigt, dass die Festlegung der städtebaulichen
Planung geometrisch eindeutig ist.

Stand der Kartengrundlage: 12.06.2024

Detmold, den

Kreis Lippe
Der Landrat
Fachbereich Geoinformation, Kataster, Immobilienbewertung

Im Auftrag

............................

Aufstellungsbeschluss
Der Rat der Stadt Oerlinghausenhat am
……………….. beschlossen, diesen Bebauungs-
plan gem. § 2 (1) BauGB aufzustellen.
Der Beschluss wurde am ……………….. ortsüb-
lich bekanntgemacht.

Oerlinghausen, den ………………..

Bürgermeister

Frühzeitige Beteiligung
Die frühzeitige Öffentlichkeitsbeteiligung gem.
§ 3 (1) BauGB fand in der Zeit vom ………………..
bis ………………..  durch die Veröffentlichung im
Internet sowie die öffentliche Auslegung statt.
Ort und Zeit der Veröffentlichung im Internet
sowie der öffentlichen Auslegung wurden am
……………….. ortsüblich bekannt gemacht.
Die Beteiligung der Behörden und sonstigen
Träger öffentlicher Belange ist gem. § 4 (1)
BauGB erfolgt.

Oerlinghausen, den ………………..

Bürgermeister

Satzungsbeschluss
Dieser Plan ist gem. § 10 BauGB und § 7 der
Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-
Westfalen in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 14.07.1994 (GV.NRW. S. 666) vom
Rat der Stadt am ……………….. als Satzung be-
schlossen worden.

Oerlinghausen, den ………………..

Bürgermeister

Bekanntmachung und Inkrafttreten
Der Satzungsbeschluss ist am ………………. orts-
üblich bekannt gemacht worden. Nach Durch-
führung der Bekanntmachung ist der Bebau-
ungsplan in Kraft getreten.

Oerlinghausen, den ………………..

Bürgermeister

Übereinstimmungserklärung
Hiermit wird bestätigt, dass der Bebauungs-
plan mit dem Beschluss des Rates der Stadt
vom ……………….. überein stimmt und dass
nach § 2 (1) und (2) der Bekanntmachungs-
verordnung NRW verfahren worden ist.

Ausfertigung:

Oerlinghausen, den ………………..

Bürgermeister

Öffentliche Auslegung
Dieser Plan wurde als Entwurf einschließlich
Text und Begründung gem. § 3 (2) BauGB in
der Zeit vom ……………….. bis ……………….. im
Internet veröffentlicht sowie öffentlich ausge-
legt.
Die Veröffentlichung im Internet sowie die
öffentliche Auslegung wurde am ………………..
ortsüblich bekanntgemacht.
Die Beteiligung der Behörden und sonstigen
Träger öffentlicher Belange ist gem. § 4 (2)
BauGB erfolgt.

Oerlinghausen, den ………………..

Bürgermeister

Das Baugesetzbuch (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 03.11.2017
(BGBl. I S. 3634), zuletzt geändert durch Artikel 6 des Gesetzes vom 12.08.2025 (BGBl.
2025 I Nr. 189);

Die Verordnung über die bauliche Nutzung der Grundstücke (Baunutzungsverordnung
– BauNVO), in der Fassung der Bekanntmachung vom 21.11.2017 (BGBI. I S. 3786),
zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 03.07.2023 (BGBl. 2023 I Nr. 176);

Das Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) in der Fassung vom 29.07.2009 (BGBl. I S.
2542), zuletzt geändert durch Artikel 48 des Gesetzes vom 23.10.2024 (BGBl. 2024 I S.
323);

Die Verordnung über die Ausarbeitung der Bauleitpläne und die Darstellung des Plan-
inhaltes (Planzeichenverordnung - PlanZV) vom 18.12.1990 (BGBl. 1991 I S. 58), zuletzt
geändert durch Artikel 6 des Gesetzes vom 12.08.2025 (BGBl. 2025 I Nr. 189);

§ 89 der Bauordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (Landesbauordnung 2018 –
BauO NRW 2018) in der Fassung der Bekanntmachung vom 04.08.2018 und
01.01.2019 (GV. NRW. S. 421), zuletzt geändert durch das Gesetz vom 31.10.2023 (GV.
NRW. S. 1172);

Die Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW), in der Fassung
der Bekanntmachung vom 14.07.1994 (GV. NRW. S. 666), zuletzt geändert durch
Artikel 1 des Gesetzes vom 10.07.2025 (GV. NRW. S. 618);

Das Wassergesetz für das Land Nordrhein-Westfalen (Landeswassergesetz – LWG) in
der Fassung des Artikels 1 des Gesetzes zur Änderung wasser- und wasserverbands-
rechtlicher Vorschriften vom 08.07.2016 (GV. NRW. S. 559), zuletzt geändert durch
Artikel 3 des Gesetzes vom 17.12.2021 (GV. NRW. S. 1470);

Das Landesbodenschutzgesetz für das Land Nordrhein-Westfalen (Landesboden-
schutzgesetz - LBodSchG) vom 09.05.2000 (GV. NRW. S. 439), zuletzt geändert durch
Artikel 3 Abs. 8 des Gesetzes vom 11.03.2025 (GV. NRW. S. 288);

Das Landesnaturschutzgesetz (LNatSchG NRW) geändert) in der Fassung der Bekannt-
machung vom 21.07.2000 (GV. NRW. S. 487), zuletzt geändert durch Artikel 3 Abs. 16
des Gesetzes vom 11.03.2025 (GV. NRW. S. 288);

Das Bundes-Immissionsschutzgesetz (BImSchG) in der Fassung der Bekanntmachung
vom 17. 05 2013 (BGBl. I S. 1274; 2021 I S. 123), zuletzt geändert durch Artikel 1 des
Gesetzes vom 12.08.2025 (BGBl. 2025 I Nr. 189);

Anmerkung
Die im Bebauungsplan in Bezug genommenen Gesetze, Verordnungen, Erlasse, Gut-
achten, DIN-Vorschriften und sonstigen außerstaatlichen Regelwerke sind während
der Dienststunden im Rathaus der Stadt Oerlinghausen, Rathausplatz 1, 33813
Oerlinghausen einsehbar.
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D.  Örtliche Bauvorschriften gem. § 89 BauO NRW
i. V. m. § 9 (4) BauGB

C.6 Umgrenzung von Flächen, die von der Bebauung
freizuhalten sind gem. § 9 (1) Nr. 10 BauGB

Umgrenzung von Flächen, die von der Bebauung freizuhalten sind
Innerhalb der festgesetzten Flächen ist eine Feuerwehraufstellfläche mit
Mindestmaßen von 3×3 m sicherzustellen und ständig freizuhalten.

C.7 Verkehrsflächen gem. § 9 (1) Nr. 11 BauGB

Straßenbegrenzungslinie

Ein- und Ausfahrtbereich

Bereich ohne Ein- und Ausfahrt

C.8 Flächen oder Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege
und zur Entwicklung von Boden, Natur und Land-
schaft gem. § 9 (1) Nr. 20 BauGB

Dacheindeckung
Dacheindeckungen aus unbeschichtetem Metall sind unzulässig.

Beschaffenheit von Stellplätzen
Bei Neuerrichtung von ebenerdigen, offenen Stellplätzen sind diese ein-
schließlich ihrer Zufahrten in wasserdurchlässiger Ausführung (drainfähiges
Pflaster, Pflaster mit mindestens 30 % Fugenanteil, Rasengittersteine, Schot-
terrasen o. ä.) zu erstellen.

Naturnahe Freiflächengestaltung
Die nicht überbaubaren Grundstücksflächen sind, soweit diese Flächen
nicht für eine andere zulässige Verwendung benötigt werden, gärtnerisch
als Vegetationsflächen zu gestalten und dauerhaft zu unterhalten. Die Anla-
ge von Stein-, Kies- Split- und Schottergärten ist unzulässig.

Schaffung von Fledermausersatzquartieren
Vor Abbruch der Bestandsgebäude sind drei Fledermausquartiere an geeig-
neten Strukturen im Planumfeld anzubringen.
Hinweis: Die Fledermausquartiere werden an der südöstlichen Fassade des
benachbarten Einzelshandelmarktes angebracht. Die Sicherung erfolgt
durch vertragliche Vereinbarung.

Ansicht von SüdostenAnsicht von Südwesten

Drees Huesmann
Drees & Huesmann
Stadtplaner PartGmbB
Vennhofallee 97
D-33689 Bielefeld
fon +49 5205 7298-0
fax +49 5205 7298-22
info@dhp-sennestadt.de
www.dhp-sennestadt.dePlaner
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Maßstab im Original 1 : 500

31.10.2025 VS
Übersichtsplan M. 1 : 5.000

Stadt Oerlinghausen

Vorhabenbezogener Bebauungsplan
„Einzelhandel Holter Straße 59“

Verfahrensstand: Erneuter Entwurf
Erneute Beteiligung der Öffentlichkeit sowie der Behörden und
der sonstigen Träger öffentlicher Belange gem. § 4a (3) BauGB

Abbruchbegleitende Besatzkontrolle
Um das Risiko des Tötens und Verletzens von Fledermäusen weiter zu minimieren,
sind die Gebäude unmittelbar vor Abbruch durch eine fachkundige Person auf Fle-
dermausbesatz zu kontrollieren. Sollte ein Besatz festgestellt werden, sind die Fle-
dermäuse durch eine fachkundige Person zu bergen oder die Arbeiten zu unter-
brechen, bis die Tiere selbstständig ausgeflogen sind.

Beschränkung des Zeitraums für Gehölzrodungen
Vegetationsentfernungen im Rahmen der Baufeldfreimachung haben außerhalb
der Brut- und Aufzuchtzeit von Vögeln zu erfolgen und sind daher auf den Zeitraum
von Anfang Oktober bis Ende Februar zu legen. Wenn Gehölzrodungen außerhalb
dieses Zeitraums als zwingend erforderlich erachtet werden, sind die Gehölze vor
der Rodung fachgutachterlich auf Besatz durch brütende/hudernde Vögel zu unter-
suchen. Wenn Besatz festgestellt wird, sind die Rodungen auf einen Zeitpunkt nach
dem Flüggewerden der Jungvögel zu verschieben. Dies ist gutachterlich festzustel-
len. Zudem ist für eine Ausnahme von dieser Regelung das Einverständnis der Un-
teren Naturschutzbehörde einzuholen.

Entwicklung einer Hecke als Bruthabitat
Im Umfeld des Plangebiets ist der Pool an geeigneten Strukturen für den Nestbau
von Bluthänfling und Girlitz mittelfristig zu sichern. Daher ist innerhalb der festge-
setzten „Fläche zum Anpflanzen von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflan-
zungen“ im Südosten des Flurstücks 1309 die Entwicklung einer einreihigen Hecke
durch die Pflanzung heimischer Sträucher vorzusehen. Siehe textliche Festsetzung
gem. § 9 (1) Nr. 25a BauGB.

Dem Vollzug des Bauleitplans und dem nachfolgenden Genehmigungsverfahren nicht
entgegenstehend sind die folgenden artenschutzrechtlichen Empfehlungen und
Hinweise:

Insektenfreundliche Beleuchtung
Da nachtaktive Insekten die Nahrungsgrundlage für Fledermäuse darstellen, sind
Leuchten und Leuchtmittel zu empfehlen, die keine negativen Einflüsse auf die In-
sektenpopulation aufweisen. Es sind vorzugsweise nach unten ausgerichtete, ge-
schlossene Gehäuse ohne Einflugmöglichkeiten für Insekten zu verwenden. Die
Leuchtmittel sollten sich nicht über 60° C erhitzen und möglichst wenig Strahlung
im kurzwelligen und UV-Bereich des Lichtspektrums abstrahlen. Dabei sollte die
Lichttemperatur von Leuchtmitteln unter 2700 Kelvin (LED oder Natriumdampf-
lampen) und der Lichtstrom unter 50 Lumen liegen. Von einer Beleuchtung außer-
halb der Betriebszeiten der Einzelhandelsbetriebe ist möglichst abzusehen.

Entwicklung eines Nahrungshabitats für granivore Vögel auf der Dachfläche
Aus naturschutzfachlicher Sicht wird empfohlen, im Rahmen der extensiven Dach-
begrünung eine Nahrungsfläche für Bluthänflinge und Girlitze zu entwickeln. Dies
kann durch die Verwendung einer artenreichen Saatgutmischung heimischer Arten,
welche einen guten Samenansatz aufweisen (z. B. Sedum album, Sedum acre, Fär-
berkamille, Schafgarbe, Katzenpfötchen), mit einem Anteil von Gräsern umgesetzt
werden.

Externe Kompensation
Die Bilanzierung der mit der Planung verbundenen Eingriffe ergibt einen externen
Kompensationsbedarf von 603 Biotopwertpunkten. Dieser Kompensationsbedarf wird
über das Ökokonto der Stiftung Westfälische Kulturlandschaft ausgeglichen.

Bodendenkmäler
Bei Bodeneingriffen können Bodendenkmäler (kultur- und/oder naturgeschichtliche
Bodenfunde, d. h. Mauern, alte Gräben, Einzelfunde aber auch Veränderungen und
Verfärbungen in der natürlichen Bodenbeschaffenheit, Höhlen und Spalten, aber auch
Zeugnisse tierischen und/oder pflanzlichen Lebens aus erdgeschichtlicher Zeit) ent-
deckt werden. Die Entdeckung von Bodendenkmälern ist der Stadt/Gemeinde als Un-
tere Denkmalbehörde und/oder der LWL­Archäologie für Westfalen/Außenstelle Bie-
lefeld (Am Stadtholz 24a, 33609 Bielefeld, Tel.: 0521 52002-50; Fax: 0521 52002-39;
E-Mail: lwl-archaeologie-bielefeld@lwl.org) unverzüglich anzuzeigen. Das entdeckte
Bodendenkmal und die Entdeckungsstätte sind bis zum Ablauf von einer Woche nach
der Anzeige unverändert zu belassen, wenn nicht die Obere Denkmalbehörde die Ent-
deckungsstätte vorher freigibt oder die Fortsetzung der Arbeiten gestattet. Die Obere
Denkmalbehörde kann die Frist verlängern, wenn die sachgerechte Untersuchung
oder die Bergung des Bodendenkmals dies erfordern und dies für die Betroffenen zu-
mutbar ist (§ 16 (2) DSchG NRW). Gegenüber der Eigentümerin oder dem Eigentümer
sowie den sonstigen Nutzungsberechtigten eines Grundstücks, auf dem Bodendenk-
mäler entdeckt werden, kann angeordnet werden, dass die notwendigen Maßnahmen
zur sachgemäßen Bergung des Bodendenkmals sowie zur Klärung der Fundumstände
und zur Sicherung weiterer auf dem Grundstück vorhandener Bodendenkmäler zu
dulden sind (§ 16 (4) DSchG NRW).

Kampfmittel
Ist bei der Durchführung der Bauvorhaben der Erdaushub außergewöhnlich verfärbt
oder werden verdächtige Gegenstände beobachtet, sind die Arbeiten sofort einzustel-
len und es ist unverzüglich der Kampfmittelbeseitigungsdienst Westfalen-Lippe durch
die örtliche Ordnungsbehörde oder Polizei zu verständigen.

Altlasten
Sollten bei Erdarbeiten Abfallablagerungen oder Bodenverunreinigungen festgestellt
werden, sind die Stadt Oerlinghausen – Örtliche Ordnungsbehörde und die Untere
Bodenschutzbehörde des Kreises Lippe umgehend zu benachrichtigen. Die vorgefun-
denen Abfälle bzw. der verunreinigte Boden sind bis zur Klärung des weiteren Vorge-
hens gesichert zu lagern.

Vorsorgender Bodenschutz/Bodenaushub
Der innerhalb des Geltungsbereiches des Bebauungsplanes bei den Baumaßnahmen
anfallende Bodenaushub ist innerhalb des Plangebietes unterzubringen, soweit der
Boden für einen Wiedereinbau geeignet (d. h. nicht belastet) und dies technisch mög-
lich ist. Auf Auffälligkeiten des Bodenaushubs ist zu achten (schwarze Flecken, Geruch)
und bei Auftreten dieser Auffälligkeiten ist sofort der zuständige Bauleiter zu informie-
ren. In diesem Fall kann der sofortige Baustopp erst dann aufgehoben werden, wenn
geklärt ist, dass es sich um unbedenkliche Stoffe handelt.
Gemäß der Satzung über Abfallentsorgung im Kreis Lippe vom 02.07.2012 in der der-
zeit gültigen Fassung ist unbelasteter Bodenaushub so auszubauen, zwischenzulagern
und zu transportieren, dass Vermischungen mit Bauschutt, Baustellenabfällen und an-
deren Abfallstoffen unterbleiben. Unbelasteter Boden, der nicht innerhalb des Plange-
biets verbracht werden kann, ist nach § 6 Kreislaufwirtschaftsgesetz (KrWG) in der der-
zeit gültigen Fassung vorrangig stofflich zu verwerten. Um eine Verwertung der Bo-
denaushubmassen im Sinne des § 6 KrWG zu erleichtern, kann das Material aufberei-
tet werden.
Boden und Steine, die gefährliche Stoffe enthalten, sind gemäß der Verordnung zur
Umsetzung des Europäischen Abfallverzeichnisses (AW) vom 10.12.2001 in der jeweils
gültigen Fassung mit dem Abfallschlüssel 17 05 03* als gefährlicher Abfall im Sinne
des § 3 (5) KrWG zu entsorgen. Die Vorgaben des KrWG sowie des untergesetzlichen
Regelwerkes, insbesondere die Verordnung über Verwertungs- und Beseitigungsnach-
weise (Nachweisverordnung - NachwV) in der jeweils gültigen Fassung sind zu beach-
ten.
Das Landesabfallgesetz des Landes Nordrhein-Westfalen in der jeweils gültigen Fas-
sung ist zu beachten.

Schutz vorhandener Bäume bei Baumaßnahmen
Im Rahmen von Bautätigkeiten und Erschließungsarbeiten im Nahbereich der beiden
Bäume an der Holter Straße (Eiche und Esche) sowie der beiden Kastanien innerhalb
der Stellplatzanlage des südwestlichen Einzelhandels ist die DIN 18920 „Vegetations-
technik im Landschaftsbau – Schutz von Bäumen, Pflanzenbeständen und Vegeta-
tionsflächen bei Baumaßnahmen“ zu beachten.

Artenschutz (§ 44 BNatSchG)
Dem Vollzug des Bauleitplans nicht entgegenstehend, aber im nachfolgenden Ge-
nehmigungsverfahren zwingend zu berücksichtigen sind die folgenden artenschutz-
rechtlichen Auflagen:

Schaffung von Ersatzquartieren für gebäudebewohnende Fledermäuse
Um den Quartierpool im Untersuchungsgebiet zu erhalten, ist ein Ersatz in Form
von drei Fledermauskästen mit Eignung für gebäudebewohnende Fledermäuse er-
forderlich. Diese sind vor „Abbau bzw. Demontage von Strukturen mit Quartiers-
eignung an Gebäuden“ (s. u.) an der Rückseite des bestehenden Einzelhandels-
markts (Holter Straße 61, Flurstück 1591 der Flur 8 in der Gemarkung Oerlinghau-
sen) zu montieren. Dort sind sie ab einer Höhe von 3 m mit einem Abstand vonei-
nander von mindestens 1 m sicher zu befestigen und in ihrer Funktionsfähigkeit
dauerhaft zu erhalten. Bei Beschädigungen eines Kastens ist er gleichartig zu
ersetzen.

Abbau bzw. Demontage von Strukturen mit Quartierseignung an Gebäuden
Um das Risiko des Tötens und Verletzens von Fledermäusen zu mindern, sind
Strukturen an den Gebäuden, die eine besondere Quartierseignung aufweisen, vor
Abbruch der Gebäude mit fachgutachterlicher Beteiligung zu entfernen. Diese Maß
nahme hat zu einem Zeitpunkt zu erfolgen, zu dem Fledermäuse eine uneinge-
schränkte Mobilität aufweisen. Der am besten geeignete Zeitraum ist ab Mitte Sep-
tember bis Anfang November. Daher kann diese Maßnahme auch im Zusammen-
hang mit der abbruchbegleitenden Besatzkontrolle (s. u.) erfolgen. Sollten bei dem
Abbau der Strukturen Fledermäuse festgestellt werden, sind diese durch eine fach-
kundige Person zu bergen oder die Arbeiten zu unterbrechen bis die Tiere selbst-
ständig ausgeflogen sind. Zudem ist die zuständige Untere Naturschutzbehörde zu
informieren.
In diesem Sinne sind als zurückzubauende Strukturen zu nennen

- die Jalousiekästen an in Gebäude 1 (Nordwest-Fassade),
- das Schalbrett hinter der Dachrinne an Gebäude 1 (Südost-Fassade),
- Holzverkleidung an den Wänden und Decken von Gebäude 2.

Für die Zuordnung der Bezeichnungen „Gebäude 1“ und „Gebäude 2“ wird auf die
Artenschutzprüfung verwiesen.

Beschränkung des Zeitraums für den Abbruch von Gebäuden
Da Fledermäuse besonders im Winter hinsichtlich ihrer Mobilität bzw. Fluchtmög-
lichkeiten stark eingeschränkt sind, ist ein Abbruch der Gebäude vorzugsweise im
Zeitraum von der herbstlichen Schwärmphase bis zum Bezug der Winterquartiere
vorzunehmen. Dieser beginnt spätestens Mitte September (Braunes Langohr) und
endet frühestens Anfang November. In diesem Zeitraum sind ggf. durch die Ab-
brucharbeiten beunruhigte Fledermäuse am besten in der Lage, vor dem Abbruch-
geschehen zu fliehen. Wird ein Gebäudeabbruch außerhalb dieses Zeitraums als
unerlässlich erachtet, so ist dafür die Genehmigung der Unteren Naturschutzbe-
hörde des Kreises Lippe einzuholen (Befreiung aufgrund einer unzumutbaren Be-
lastung gemäß § 67 BNATSCHG).

E. Sonstige Darstellungen, Anmerkungen und
Hinweise zum Planinhalt
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1309 Flur 8
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vorhandene Bebauung

Flurstücksnummer

vorhandene Flurstücksgrenze

Gebäudeabriss

Flurbezeichnung

Maßzahl (in m)

Anlieferbereiche/-zonen
Bei einer Veränderung der Lage der in der Planzeichnung gekennzeichneten
Anlieferbereiche/-zonen ist eine schalltechnische Untersuchung im Bauge-
nehmigungsverfahren erforderlich.

Erneute Veröffentlichung
Dieser Plan wurde als Entwurf einschließlich
Text und Begründung gem. § 3 (2) BauGB
i. V. m. § 4a (3) BauGB in der Zeit vom
……………….. bis ……………….. erneut im Internet
veröffentlicht sowie öffentlich ausgelegt.
Die erneute Veröffentlichung im Internet so-
wie die öffentliche Auslegung wurde am
……………….. ortsüblich bekanntgemacht.
Die Behörden und sonstigen Träger öffentli-
cher Belange wurden erneut gem. § 4a (3)
BauGB beteiligt.

Oerlinghausen, den ............................

Bürgermeister


